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Begründung 
 

zum Bebauungsplan Nr. 23 
 

(Zubringer B 444/Autobahnanschluß Peine-Ost) 
 

- Ortsteil Stederdorf - 
 

der Stadt Peine 
 
 
 
 
1.     Erfordernis der Planaufstellung 
 
Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB haben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald und 
soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. 
 
Die Stadt Peine gehört nach dem Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen zum 
Ordnungsraum Braunschweig. In Ordnungsräumen sind vorrangig solche Ent-
wicklungsmaßnahmen durchzuführen, die insbesondere dem wirtschaftlichen und sozia-
len Strukturwandel gerecht werden, der Erhaltung des bestehenden Angebots an Arbeits-
plätzen dienen und die Versorgung der Bevölkerung mit Gütern und Dienstleistungen si-
chern sowie die Umweltbedingungen durch die Entflechtung sich gegenseitig störender 
Nutzungen verbessern. Voraussetzung für die Entwicklungsmaßnahmen ist eine leis-
tungsfähige Verkehrsinfrastruktur. 
 
Diesen Zielen soll eine Ostumgehung von Peine und Stederdorf Rechnung tragen, die 
folgenden Verlauf hat: 
 
• Von der B 65 als Brückenbauwerk über das Betriebsgelände der Preussag Stahl AG 

und die Gleisanlagen der Deutschen Bahn AG bis zur Woltorfer Straße (Bpl. Nr. 141), 
 
• von dort über die vorhandene Ostrandstraße bis zur Einmündung der K 69 (Bpl. 

Nr. 28, Nr. 61, Nr. 21, Nr. 143), 
 
• weiter über die südliche und nördliche Anbindung Autobahnanschluß Peine-Ost bis 

Heinrich-Hertz-Straße (Bpl. Nr. 142, Planfeststellungsverfahren A 2, Bpl. Nr. 21), 
 
• von hier den Ortsteil Stederdorf östlich in einem Abstand von ca. 400 m umgehend bis 

zur B 444 nördlich der Ortslage (dieser Bpl. Nr. 23). 
 
Die Industrieansiedlungen der Stadt Peine erfolgen in den letzten Jahren an dieser ge-
planten Ostumgehung. In diesem Bereich wird die Stadt Peine weitere Industrie- und Ge-
werbebetriebe bzw. Mischnutzungen ausweisen. Getrennt durch Grünbereiche sind auch 
Wohngebiete vorgesehen. 
 
Eine stärkere Verkehrszunahme ist daher zu erwarten, so daß eine zügige Verbindung 
von Süd (B 65) nach Nord (B 444) dringend erforderlich wird. 
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Der Bebauungsplan Nr. 23 soll für die letzte Teilstrecke dieser Trasse die planungs-
rechtliche Voraussetzung schaffen. Nach dem Ausbau dieser Teilstrecke und dem Bau 
des Brückenbauwerks über das PSAG-Gelände und die Gleisanlagen der Deutschen 
Bahn AG ist dann eine Nord-Süd-Verbindung außerhalb der bebauten Ortslagen vorhan-
den, die sowohl den Durchgangsverkehr als auch den Individualverkehr aufnehmen wird. 
 
Für den Ortsteil Duttenstedt ergibt sich dann die Möglichkeit den Schwerlastverkehr durch 
verkehrsbehördliche Maßnahmen über die K20 umzuleiten, mit dem Ziel für die Orts-
durchfahrt die dringend erforderliche Verkehrsentlastung zu schaffen. 
 
Die Stadt Peine beabsichtigt auch, das südliche Brückenbauwerk bis zum Jahr 2000 zu 
realisieren, wenn die höchstmögliche Förderung nach dem Gemeindeverkehrs-
finanzierungsgesetz (GVFG) zu einem späteren Zeitpunkt in Aussicht gestellt und zuge-
sagt wird. 
 
 
 
1.1   Darstellung der unzureichenden Verkehrsverhältnisse mit ihren negativen Erschei-
nungsformen  
 
Gleich zu Beginn der Planungen zum 6streifigen Ausbau der A 2 wies die Stadt Peine 
frühzeitig darauf hin, daß das bereits vorhandene große Verkehrsaufkommen im Bereich 
Peine nicht mehr über die vorhandene Anschlußstelle abgewickelt werden könne. Dar-
über hinaus hat die Stadt Peine gerade nach der Grenzöffnung nach Osten ihre Gewer-
begebiete sowohl verdichtet als auch flächenmäßig erweitert. Die Bebauung in diesen 
Gewerbegebieten erfolgt zügig, so daß sich das Verkehrsaufkommen auch hieraus noch 
ständig erhöht. 
 
Die vorhandene Anschlußstelle Peine ist bereits jetzt schon durch die eng heranreichende 
Bebauung und die Parkanlage mit großem Teich im Südosten der Anschlußstelle stark 
eingeengt und könnte an gleicher Stelle nur unter nicht mehr vertretbaren Eingriffen in die 
vorhandene Bausubstanz auf die erforderlichen Verkehrsverhältnisse ausgebaut werden. 
Darüber hinaus wäre bei einem solchen Ausbau immer noch die Führung des gesamten 
Verkehrsaufkommens zu der Anschlußstelle hin durch das Stadtgebiet und die Ortslage 
Stederdorf erforderlich. 
 
Durch die im Sommer 1996 bereits erfolgte Verkehrsfreigabe der neuen Anschlußstelle 
Peine-Ost wird bereits ein großer Teil des Verkehrs von der vorhandenen Anschlußstelle 
an der B 444 abgezogen. 
Nördlich der A 2 kann der über Stederdorf hinausgehende Durchgangsverkehr zur Zeit 
aber nur über die Heinrich-Hertz-Straße, Wilhelm-Rausch-Straße zur Dieselstraße und 
damit weiter in den alten überlasteten BAB-Anschlußstellenbereich an die B 444 geführt 
werden. Damit ergibt sich an diesem Knotenpunkt eine weiterhin äußerst hohe Verkehrs-
belastung. 
 
 
 
2.     Einfügung in die Bauleitplanung, die überört liche Planung und die Raumord- 
        nung 
 
Der Bebauungsplan ist aus dem wirksamen Flächennutzungsplan und seiner 
44. Änderung (Parallelverfahren) entwickelt worden. 
 
Die Notwendigkeit der Ostumgehung ist im regionalen Raumordnungsprogramm für den 
Zweckverband Braunschweig 1995 dargestellt. 
 



 
 

3 
 

 

 
 
2.1   Raumordnerische Entwicklungsziele 
 
Durch den Bau der Anschlußstelle Peine-Ost und den Zubringer wird bereits im ersten 
Stadium nach Herstellung der südlichen und der nördlichen Anbindung an das vorhande-
ne Straßennetz (K 69 im Süden und Heinrich-Hertz-Straße im Norden) ein großer Teil des 
Verkehrsaufkommens, besonders des Verkehrs in und aus Richtung Osten, über die neue 
Anschlußstelle abgewickelt werden, so daß die vorhandene Anschlußstelle unmittelbar an 
der BAB A 2 deutlich entlastet wird. 
 
Durch die neue Anschlußstelle mit den Zubringern aus dem vorhandenen Straßennetz 
wird gerade ein großer Anteil des gewerblichen Verkehrs sowohl aus dem südöstlichen 
Stadtgebiet als auch aus dem unmittelbar nördlich der Anschlußstelle im Ausbau befindli-
chen Gewerbegebiet Peine-Nord direkt auf die Autobahn abgeleitet und somit das übrige 
Stadtgebiet entlastet. Durch die verkehrsgerechte und zügige Anbindung der sich weiter 
ausdehnenden Gewerbegebiete wird deren Attraktivität wesentlich gesteigert und dadurch 
der Wirtschaftsstandort Peine gestärkt. 
 
Nach Fertigstellung der gesamten Ostumgehung wird der größte Teil des Nord-Süd-
Verkehrs und der Verkehr aus den östlichen Gewerbe- und Industriegebieten direkt über 
die neue Anschlußstelle abgewickelt. Dadurch tritt eine erhebliche Entlastung des Kno-
tenpunktes nördliche BAB-Anschlußstelle, B 444, Dieselstraße und zusätzlich der Orts-
durchfahrt Stederdorf ein. 
 
 
 
2.2   Anforderungen an die straßenbauliche Infrastruktur 
 
Durch die Anlage der neuen Anschlußstelle wird die Anpassung des Gesamtstra-
ßenzustandes an die Erfordernisse aus dem regelmäßigen Verkehrsaufkommen durchge-
führt. Gemäß der von der Ingenieurgemeinschaft Dr.-Ing. Schubert auf Grundlage der 
Verkehrszählungen von 1993 durchgeführten Modellprognose für das Jahr 2005 ergeben 
sich im Abschnitt zwischen dem Knotenpunkt Duttenstedter Straße und Einmündung K 69 
rund 18 900 Kfz/24 h, für den Bereich zwischen der K 69 und der südlichen Anschluß-
rampe an die BAB A 2 rund 15 150 Kfz/24 h, für den Abschnitt zwischen den Anschluß-
rampen rund 14 300 Kfz/24 h und für den Abschnitt von der nördlichen Anschlußrampe 
zur Heinrich-Hertz-Straße rund 13 850 Kfz/24 h. 
 
Für den Abschnitt nördlich der Heinrich-Hertz-Straße bis zur B 444 sinken die Ver-
kehrsbelastungen von Süden nach Norden von 9 100 Kfz/24 h über 8 600 Kfz/24 h auf 
rund 6 250 Kfz/24 h ab. 
 
 
 
2.3   Verringerung bestehender Umweltbeeinträchtigungen 
 
Der gesamte Einzugsbereich der Ortsdurchfahrt Stederdorf wird durch den Neubau des 
Zubringers Stederdorf in sehr erheblichem Maße von dem ständig wachsenden Durch-
gangsverkehr entlastet. 
 
Die schalltechnische Untersuchung ergab, daß zur Zeit keine aktiven Lärmschutz-
maßnahmen notwendig sind. 
Dennoch hat die Stadt Peine im Vorgriff auf in Zukunft anzusiedelnde Bebauungen im 
Rahmen der Bauleitplanung bereits Flächen für eine Verwallung zwischen dem Mühlen-
weg und der K 20 mit einer möglichen Höhe von rund 4,50 m über Gradiente vorgesehen, 
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so daß zumindest die dazu erforderlichen Flächen planungsrechtlich bereits mit abgesi-
chert sind. Durch diese Vorsorge wird verhindert, daß in der noch nicht im Detail festge-
legten künftigen angrenzenden Bebauung über die rechtlichen Grenzwerte hinausgehen-
de Immissionen auftreten. 
 
 
 
3.     Bestehende Rechtsverhältnisse 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt im Außenbereich. Bau- und 
planungsrechtliche Festsetzungen bestehen bisher nicht. Die Trasse berührt ausschließ-
lich Grundstücke, die im rechtswirksamen Flächennutzungsplan als Flächen für die 
Landwirtschaft dargestellt sind. Außerdem kreuzt sie Straßen, Wege und Gräben. Das 
Grundstück für die vorgesehenen Ersatzmaßnahmen ist ebenfalls als Fläche für die 
Landwirtschaft dargestellt. 
 
Der Flächennutzungsplan wird im Parallelverfahren entsprechend geändert. 
 
 
 
4.     Planinhalt/Ziele, Zwecke und wesentliche Aus wirkungen 
 
4.1   Straßenbauliche Beschreibung 
 
Die Trasse zwischen der Heinrich-Hertz-Straße und der B 444 nördlich Stederdorf hat 
eine Länge von rund 2,3 km. 
 
Aufgrund der Verkehrsuntersuchung vom Oktober 1994 des Ing.-Büros Dr. Schubert wur-
de der in den Planunterlagen ausgewiesene Querschnitt festgelegt. Für die durchgehende 
Strecke wurde in Anlehnung an den vorhandenen Ausbau der Ostrandstraße sowie der 
B 444 im nördlichen Anschlußbereich eine Fahrbahnbreite von 7,50 m mit beidseitig je-
weils 1,50 m breiten unbefestigten Seitenstreifen gewählt. Die in den Knotenpunktberei-
chen erforderlichen Linksabbiegespuren erhalten eine Breite von jeweils 3,50 m. 
 
Die vorgesehene Strecken- und Verkehrscharakteristik ist auf eine Entwurfsge-
schwindigkeit Ve = 70 km/h abgestimmt. Als zulässige Höchstgeschwindigkeit werden für 
die freie Strecke 100 km/h und für die Knotenpunkte 70 km/h zugrunde gelegt. Die Trasse 
wurde zur Minimierung des Landverbrauches und mit möglichst geringer Zerschnei-
dungswirkung nach bereits erfolgter Vorabstimmung mit den Anliegern besonders ”eigen-
tümerfreundlich” gewählt und entspricht den RAS-L, 1992. 
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4.2   Trassenbeschreibung der untersuchten Varianten 
 
Grundsätzlich wurden im Vorfeld mehrere Varianten zur Trassenfindung untersucht. 
Zwangspunkte bei der Trassierung waren die Anbindungen an die Heinrich-Hertz-Straße, 
an die K 20 sowie an die B 444. Es sei dabei auf die schalltechnische Voruntersuchung 
vom 12. September 1994 mit Gegenüberstellung der ortsnahen (Abstand zur vorhande-
nen Bebauung rund 200 m) und der ortsfernen Trasse (Abstand rund 470 m) hingewie-
sen. 
In Abstimmung mit den Eigentümern der angrenzenden und von der Maßnahme durch-
schnittenen Flächen wurde zur Minimierung des Landverbrauches und unter Berücksich-
tigung der landwirtschaftlichen Nutzung eine besonders ”eigentümerfreundliche” Trasse 
gewählt. 
 
Ferner standen für den nördlichen Anschluß an die B 444 3 Varianten zur Diskussion: 
 
1. Abkröpfung der B 444 auf den Zubringer, 
2. T-Einmündung des Zubringers auf die B 444, 
3. Kreisverkehrsplatz. 
 
Variante 1: 
 
Der Zubringer mündet schleifend in die B 444 ein. Der von Norden her kommende Kraft-
fahrzeugverkehr wird in zügigem Bogen auf den neuen BAB-Zubringer östlich von Ste-
derdorf geführt. Die B 444 aus Richtung Stederdorf wird auf den Zubringer abgekröpft. 
Der Knotenpunkt ist ohne Lichtsignalanlage mit kleinem Tropfen geplant. Die Leistungs-
fähigkeit dieses Knotenpunktes wurde als gerade noch ausreichend nachgewiesen. Der 
östlich der B 444 verlaufende Radweg wird südlich der Einmündung über den Zubringer 
geführt. Hier sind also für den Rad- und Fußverkehr 3 Fahrspuren zu überqueren, was als 
kritisch zu betrachten ist. 
 
Variante 2: 
 
Es wurde eine Leistungsfähigkeitsberechnung durchgeführt, nach der die Variante mit 
T-Einmündung deutlich mehr Reserven besitzt als Variante 1 mit abgekröpfter B 444 und 
somit besser funktioniert. Außerdem entfällt das Problem der Radwegführung, da bei Va-
riante 2 mit T-Einmündung der Radweg über die Insel geführt werden kann. Auch diese 
Variante 2 ist ohne Lichtsignalanlage geplant. Sie sollte mit großem Tropfen, Ausfahrkeil 
und Dreiecksinsel für die Rechtseinbieger als Querungshilfe für den Fuß- und Radverkehr 
geplant werden. 
 
Variante 3: 
 
Als 3. Variante wurde die Ausbildung eines Kreisverkehrsplatzes, mit einem Außen-
durchmesser von Da ≈ 40 m und Fahrbahnteilern untersucht. 
 
Die Kreisfahrbahn wird in einer Breite von b = 8,00 m bituminös befestigt und ist mit einer 
Querneigung von 2,5 % auszubilden. Zur Sichtunterbrechung wird im Inselmittelkreis ein 
Hügel mit einer maximalen Höhe von 2,00 m aufgeschüttet. 
 
Der Radverkehr soll an diesem Kreisverkehrsplatz außerhalb der Fahrbahn im Zweirich-
tungsverkehr verlaufen. 
Bei dieser Variante wird keine Fahrtrichtung bevorzugt und sie berücksichtigt alle späte-
ren Ausbaumöglichkeiten (z. B. Bau der P+S-Brücke) mit Anbindung an die B 65 im Sü-
den von Peine. 
 
Der Kreisverkehrsplatz bewirkt im Vorfeld von Stederdorf und im Bereich der Wolterschen 
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Mühle eine deutliche Geschwindigkeitsreduzierung auf der B 444, wo gegenwärtig deutli-
che Geschwindigkeitsübertretungen zu beobachten sind. Dies dürfte sich positiv auf die 
Verkehrssicherheit auswirken. 
 
Aufgrund der prognostizierten Verkehrsmengen und unter dem Aspekt der Ver-
kehrssicherheit stellt der Kreisverkehrsplatz die leistungsfähigste und sicherste Lösung 
dar. 
 
 
 
4.3   Aussagen Dritter zu Varianten 
 
Die Linienführung wurde in wesentlichen Bereichen vorab mit den Eigentümern der an-
grenzenden und durchschnittenen Flurstücke abgestimmt. 
Besonders die Anbindung des Zubringers an die B 444 wurde intensiv mit dem Straßen-
bauamt Wolfenbüttel diskutiert (siehe auch 4.2). 
 
 
 
4.4   Wirtschaftlichkeit der Varianten/Gewählte Linie 
 
Für die gesamte Trasse von der Heinrich-Hertz-Straße bis zur B 444 stellt die gewählte 
Verbindung unter maximaler Anpassung an das vorhandene Gelände unter Beachtung 
der straßenbautechnischen Richtlinien und aller relevanten Interessen die wirtschaftlichs-
te Variante dar. 
 
 
 
5.     Technische Gestaltung der Baumaßnahme 
 
5.1   Trassierung 
 
Die gewählte Entwurfsgeschwindigkeit beträgt Ve = 70 km/h. Die gewählten Min-
destelemente erfüllen die Forderungen der RAS-L-1’84 durchweg in den Einzel-
elementen. Der Komfort der Straßenkategoriengruppe B III (anbaufreie Straßen im Vor-
feld und innerhalb bebauter Gebiete mit maßgebender Verbindungsfunktion, Hauptver-
kehrsstraße) wird erreicht. 
 
Die räumliche Linienführung für den Abschnitt von der Heinrich-Hertz-Straße bis zur 
B 444 ergibt sich aus der Topographie sowie aus den Zwangshöhen zur Entwässerung. 
Darüber hinaus wird die Gradiente weitestgehend dem vorhandenen Gelände angepaßt. 
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5.2   Querschnitt 
 
Der gewählte Querschnitt für die durchgehende Strecke beträgt von Westen nach Osten 
 
  1,50 m  unbefestigter Seitenstreifen 
  3,75 m  Fahrstreifen 
  3,75 m  Fahrstreifen 
  1,50 m  unbefestigter Seitenstreifen 
10,50 m  Kronenbreite 
 
Die in den Knotenpunktbereichen erforderlichen Linksabbiegestreifen erhalten eine Breite 
von jeweils 3,50 m. 
Damit ist die Fahrbahnbreite identisch mit derjenigen im 1. Bauabschnitt  
(Bpl. Nr.142) und dem weiteren Verlauf im nördlichen Anschlußbereich. 
 
Seitlich schließen an die unbefestigten Seitenstreifen Entwässerungsmulden bzw., soweit 
erforderlich, Entwässerungsgräben an. 
 
Hinter den möglichen Verwallungen bzw. den Grünzügen schließen 3,00 m breite schot-
terbefestigte Wirtschaftswege mit jeweils beidseitig 0,75 m breiten unbefestigten Seiten-
streifen an. Die Führung der Wirtschaftswege erfolgt parallel zur Hauptstrecke mit An-
schlüssen an das vorhandene Wegenetz. Nähere Einzelheiten sind den Planunterlagen 
zu entnehmen. 
 
 
 
5.3   Kreuzungen und Einmündungen, Änderungen im Wegenetz 
 
Im Zuge der Baumaßnahme wird der nördliche Teil des Knotenpunktes Heinrich-Hertz-
Straße ausgebaut. 
Im unmittelbaren Einmündungsbereich sind großzügige Freiflächen für eine ggf. spätere 
Erweiterungsmöglichkeit zur Ostseite hin vorgesehen. 
 
Der Mühlenweg selber wird im Rahmen des Bebauungsplanes Nr. 26 bis zum östlichen 
Rand des Neubaugebietes ausgebaut und später an den Autobahnzubringer angebun-
den. 
Der gegenüber der neuen Hauptverkehrsstraße weiterzuführende Wirtschaftsweg zur 
Metzingschen Mühle wird gegenüber der westlichen Einmündung des Mühlenweges ab-
gekröpft geführt, so daß eine echte Kreuzung entsteht. Wesentlicher Vorteil dieser Kreu-
zung ist die Verkehrssicherheit, da kreuzende Fahrzeuge, besonders landwirtschaftlicher 
Verkehr, die Hauptverkehrsstraße nur an einer Stelle kreuzen und nicht noch als lang-
samfahrender und verkehrsflußhemmender Längsverkehr auftreten. Ggf. kann dieser 
Knotenpunkt zu einem späteren Zeitpunkt noch durch eine Bedarfslichtsignalanlage gesi-
chert werden. Leerrohre werden von vornherein eingebaut. 
Der von Stederdorf her kommende Radweg im Zuge des Mühlenweges wird über den 
Zubringer hinweg als kreuzender Radweg geführt und mündet östlich in den geringfügig 
zu verlegenden Wirtschaftsweg. 
Der Zubringer erhält einen Linksabbiegestreifen von Süden her nach Westen in Richtung 
Stederdorf. In Gegenrichtung wird auf den Bau eines Linksabbiegestreifens verzichtet, da 
kein linksabbiegender Verkehr aus Richtung Norden zugelassen werden soll. 
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Der vorhandene Wirtschaftsweg zwischen Mühlenweg und K 20 wird durch die vor-
gesehene Baumaßnahme zerschnitten. Eine Wirtschaftswegekreuzung an der vor-
handenen Stelle ist angesichts der kurzen Knotenpunktabstände als verkehrsgefährdend 
anzusehen. Der vorhandene Wirtschaftsweg wird westlich der neuen Trasse unterbro-
chen, so daß von der Seite die vorhandenen Flurstücke gerade noch erreicht werden 
können. Auf der Ostseite wird zwischen der K 20 und der Weiterführung des vorhandenen 
Wirtschaftsweges ein Ersatzwirtschaftsweg parallel zum geplanten Zubringer vorgesehen. 
 
Die K 20 wird mit dem sich aus der Trassierung ergebenden Kreuzungswinkel von rund 
80 gon mit dem Zubringer als echte Kreuzung verknüpft. Linksabbiegespuren wurden 
eingeplant, da sie aus der verkehrstechnischen Untersuchung zu den Knotenpunkten im 
Zuge des Zubringers Stederdorf als erforderlich hervorgehen. 
Zur Geschwindigkeitsreduzierung innerhalb des Knotenpunktes werden in der K 20 Fahr-
bahnteiler vorgesehen. 
 
Nördlich der K 20 wird die vorhandene Wirtschaftswegeverbindung in Höhe der Wege-
kreuzung an die neue Trasse angebunden. 
Unmittelbar südlich der bisherigen Wirtschaftswegekreuzung wird westseitig ein rund 
100 m langer Ersatzwirtschaftsweg zur Anbindung des abgeschnittenen Flurstückes an-
gelegt. 
 
Ostseitig ist zwischen der Wirtschaftswegekreuzung und der K 20 ein Wirtschaftsweg pa-
rallel zum geplanten Zubringer vorgesehen, der vor allem langsamfahrenden und ver-
kehrsflußhemmenden Längsverkehr auf dem Zubringer verhindern soll. 
 
Die nördliche Anbindung des Zubringers an die vorhandene B 444 als Kreisverkehrsplatz 
mit einem Außendurchmesser von Da = 40 m wurde unter der laufenden Nummer 4.2 er-
läutert. 
 
 
 
5.4   Baugrund/Erdarbeiten 
 
Für den Bereich zwischen der Heinrich-Hertz-Straße und der B 444 wurde ein Bo-
dengutachten, zum Teil unmittelbar in der künftigen Straßentrasse, durchgeführt. 
 
Nach diesen Erkundungen stehen im geplanten Trassenverlauf nahezu durchgehend 
schwach bindige bis bindige Deckschichten (Geschiebedecksand und Geschiebelehm) 
an. Die Mächtigkeit dieser Schichten ist stark uneinheitlich ausgebildet, so daß auch über 
kürzere Entfernungen ein deutliches Abweichen des Baugrundaufbaues nicht ausge-
schlossen werden kann. 
 
Besonders der Geschiebelehm wird sich nicht durchgehend ausreichend verdichten las-
sen. Bodenaustausch wird in der Planung berücksichtigt werden müssen. 
 
Die neuen Dämme können nach Abtrag des Mutterbodens in der Dammsohle mit einer 
Böschungsneigung von n = 1:1,5 ausgeführt werden. Für die Aufschüttung der Dämme 
sind größere Bodenmassen herbeizuführen. 
Das Abböschen der Einschnitte unter n = 1:1,5 ist nach Einschätzung des Boden-
gutachters unproblematisch. Grundwasser wurde in einer Tiefe etwa ab 3,00 m unter Ge-
lände angetroffen. 
Nördlich des Kuh-Berges steht gemäß dem ingenieurgeologischen Streckengutachten 
versickerungsfähiger Boden an. 
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5.5   Entwässerung 
 
Innerhalb der gesamten Strecke wird das Oberflächenwasser der Fahrbahn großflächig 
über die unbefestigten Seitenstreifen und, soweit möglich, über Böschungen abgeleitet 
und in Entwässerungsmulden bzw. Gräben aufgefangen. 
Die Oberflächenentwässerung wird, soweit möglich, in Richtung Südwesten zur bereits 
ausgebauten Sickermulde geführt und von dort in ein Versicker- und Rückhaltebecken 
geleitet. 
 
Ein weiterer Abschlag erfolgt unter Anbindung an den vorhandenen südlichen Stra-
ßenseitengraben entlang der K 20. Eine Drosselung des Oberflächenwassers mit Sohl-
schwellen ist entlang des Zubringers vorgesehen. 
 
Nördlich des Kuh-Berges durchquert die neue Trasse eine Geländesenke. Der natürliche 
Abfluß aus dem Einzugsgebiet nordöstlich der neuen Straßentrasse wird im Graben auf-
gefangen und gedrosselt, soweit möglich, versickert und mit einem Überlauf in die vor-
handenen Gräben entlang der B 444 eingeleitet. 
 
Gemäß dem ingenieurgeologischen Gutachten ist eine großflächige Versickerung im Be-
reich des Kuh-Berges bis zum Anschluß an die B 444 denkbar. 
 
Nähere Informationen sind der wassertechnischen Berechnung zu entnehmen. 
 
 
 
5.6   Besondere Anlagen 
 
Entlang der Baustrecke sind keine besonderen Anlagen, wie Rastplätze, Tank- und Rast-
anlagen o. ä., vorgesehen. 
 
 
 
5.7   Öffentliche Verkehrsanlagen 
 
Anlagen des öffentlichen Verkehrs werden nicht direkt betroffen. Bushaltestellen werden 
entlang der Anschlußstelle einschließlich dem Zubringer nicht angelegt. 
 
 
 
5.8   Leitungen 
 
Freileitungen werden im Verlauf des nördlichen Teils des Zubringers Stederdorf nicht un-
terquert. 
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6.     Schutz-, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
(Folgemaßnahmen) 

 
 
 
6.1   Lärmschutzmaßnahmen 
 
Allein aus dem für das Jahr 2005 prognostizierten Verkehrsaufkommen ergeben sich 
noch nicht zwangsläufig aktive Schallschutzmaßnahmen. 
 
Die vom Ing.-Büro Linz durchgeführte Schallschutzuntersuchung ergab für Bebau-
ungsplan Nr. 26 (südlich Mühlenweg) keine aktiven Schallschutzmaßnahmen. 
 
Vorsorglich für von der Stadt Peine noch vorgesehene Baugebiete werden allerdings die 
entsprechenden freizuhaltenden Flächen für Lärmschutzmaßnahmen bereits mit ausge-
wiesen. 
 
Zwischen dem Mühlenweg und der K 20 sind neben der erforderlichen Entwässe-
rungsanlage im westlichen Teil des Zubringers Grünzüge mit Verwallungen mit einer 
möglichen Höhe von ca. 4,50 m über Gradiente ausgewiesen, die zum einen den erfor-
derlichen Ausgleich nach dem Niedersächsischen Naturschutzgesetz erfüllen (Einbindung 
in das Landschaftsbild), zum anderen durch Ausbildung als Lärmschutzwall eine Ab-
schirmung zur später heranrückenden Bebauung gewährleisten. 
 
 
 
6.2   Maßnahmen in Wassergewinnungsgebieten 
 
Im vorliegenden Abschnitt werden keine Wassergewinnungsgebiete berührt oder durch-
quert. 
 
 
 
6.3   Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zum Schutz von Natur und Landschaft 
 
Durch die geplante Straße werden Flächen versiegelt und das Landschaftsbild verändert. 
Diese Eingriffe sollen den Naturhaushalt und das Landschaftsbild nicht mehr als unbe-
dingt notwendig beeinträchtigen. Sie sind entsprechend § 8 Bundesnaturschutzgesetz 
und § 10 Niedersächsisches Naturschutzgesetz auszugleichen bzw. es sind Ersatzmaß-
nahmen erforderlich. 
 
Als Grundlage für die Bestandsbewertung, für die Beurteilung des Eingriffs und für den 
Nachweis der erforderlichen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen wurde eine landschafts-
pflegerische Begleitplanung (Grünordnungsplan) erstellt. 
 
Beidseitig der Trasse sind Ausgleichsflächen für die Flächenversiegelung vorgesehen. 
 
Die erforderlichen Ersatzmaßnahmen werden auf der in Blatt 5 entsprechend fest-
gesetzten Fläche nach den Vorgaben des Grünordnungsplanes erfüllt. 
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7.     Kostenschätzung 
 
Die der Stadt Peine durch die geplanten Maßnahmen entstehenden Kosten werden auf 
ca. 6,5 Mio. DM geschätzt. Die Stadt Peine erwartet eine Kostenbeteiligung aus GVFG-
Mitteln. 
 
 
 
8.     Planverwirklichung und Folgeverfahren 
 
Der Ausbau der im Bebauungsplan festgesetzten öffentlichen Verkehrsflächen und Grün-
flächen ist durch die Stadt Peine vorgesehen. Die erforderlichen Grundstücksflächen wird 
die Stadt Peine auf dem Verhandlungsweg erwerben. Besondere Maßnahmen zur Ord-
nung des Grund und Bodens, wie Umlegung, Grenzregelung oder Enteignung, sind nicht 
vorgesehen. 
 
 
 
9.     Abwägung der Stellungnahmen sowie der Bedenk en und Anregungen 
 
Die Zusammenstellung der vorgebrachten Anregungen und Bedenken sowie die Stel-
lungnahmen der Verwaltung hierzu ist der Begründung als Anlage beigefügt. 
 
 
 
10.    Verfahrensablauf 
 
Der Rat der Stadt Peine hat die Aufstellung des Bebauungsplanes am 4. Juni 1992 be-
schlossen. 
 
Dem Trassenentwurf als Grundlage für die weitere Entwurfsplanung hat der Verwal-
tungsausschuß am 16. Oktober 1995 zugestimmt. 
 
Die frühzeitige Bürgerbeteiligung erfolgte vom 30. Oktober 1995 bis 13. November 1995. 
 
Die öffentliche Auslegung hat vom 08.12.1997 bis zum 20.01.1998 stattgefunden. 
 
Die Träger öffentlicher Belange wurden mit Anschreiben vom 24.07.1997 und 09.12.1997 
an der Planung beteiligt. 
 
Der Rat der Stadt Peine hat diese Begründung in Verbindung mit dem Beschluß des Be-
bauungsplanes als Satzung in seiner Sitzung am 14.12.1998 beschlossen. 
 
 

Peine, 18.01.1999 
 
 
 
 
 
gez. Biel                 gez. Willenbücher 
Bürgermeister                 Stadtdirektor 


